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FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES


21. JULI 2023 - Königlicher Erlass zur Bestimmung der Sachen übergeordneten öffentlichen Interesses und der möglichen organisatorischen Maßnahmen im Sinne von Artikel 101/1 Absatz 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat


			PHILIPPE, König der Belgier,

		Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


	Aufgrund des Artikels 108 der Verfassung;

	Aufgrund der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat, des Artikels 101/1 Absatz 2, eingefügt durch das Gesetz vom 11. Juli 2023;

	Aufgrund der Stellungnahme des Finanzinspektors vom 2. Februar 2023;

	Aufgrund des Einverständnisses der Staatssekretärin für Haushalt vom 13. Februar 2023;

	Aufgrund des Gutachtens Nr. 73.647/GV des Staatsrates vom 30. Juni 2023, abgegeben in Anwendung von Artikel 84 § 1 Absatz 1 Nr. 2 der koordinierten Gesetze über den Staatsrat,

	Auf Vorschlag der Ministerin des Innern und aufgrund der Stellungnahme der Minister, die im Rat darüber beraten haben,


		Haben Wir beschlossen und erlassen Wir:


	Artikel 1 - § 1 - Die Begriffsbestimmungen von Artikel 2 des Gesetzes vom 29. April 1999 über die Organisation des Elektrizitätsmarktes, Artikel 1 des Gesetzes vom 12. April 1965 über den Transport gasförmiger und anderer Produkte durch Leitungen und Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juli 2023 über den Transport von Wasserstoff durch Rohrleitungen finden Anwendung auf vorliegenden Erlass.

	§ 2 - Für die Anwendung des vorliegenden Erlasses sind zu verstehen unter "Bereichen oder Strukturen mit photovoltaischen Solarzellen": Bereiche oder Strukturen, in beziehungsweise auf denen photovoltaische Solarzellen zur Erzeugung von Strom aus Sonnenenergie angebracht sind.




	Art. 2 - Als Sachen übergeordneten öffentlichen Interesses im Sinne von Artikel 101/1 Absatz 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat, eingefügt durch das Gesetz vom 11. Juli 2023, gelten die folgenden Sachen im Zusammenhang mit der Energiewende beziehungsweise der Nutzung und dem Einsatz erneuerbarer Energiequellen:

	1. Genehmigungen und Zulassungen in Bezug auf Anlagen, die erneuerbare Energiequellen nutzen:

	a) Onshore- oder Offshore-Windparks mit einer Energieerzeugungskapazität von 8 Megawatt oder mehr,

	b) Bereiche oder Strukturen mit photovoltaischen Solarzellen mit einer Energieerzeugungskapazität von 4 Megawatt oder mehr,

	c) Einheiten zur energetischen Verwertung von Biomasse mit einer Energieerzeugungskapazität von 4 Megawatt oder mehr,

	d) Einheiten zur energetischen Nutzung von Geothermie mit einer Energieerzeugungskapazität von 4 Megawatt oder mehr,

	e) Wasserkraftwerke mit einer Energieerzeugungskapazität von 4 Megawatt oder mehr,

	2. Genehmigungen und Zulassungen in Bezug auf Anlagen für den Transport und die Speicherung von Erdgas, das Wasserstofftransportnetz sowie Wasserstofftransportanlagen und große Wasserstoffspeicheranlagen,

	3. Genehmigungen und Zulassungen in Bezug auf Infrastrukturprojekte für Transport- und Verteilernetze und große Energiespeicheranlagen, einschließlich ihrer Anschlüsse,

	4. Annahme von Plänen gemäß dem Gesetz vom 13. Februar 2006 über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme und die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung der umweltbezogenen Pläne und Programme, was die in den Nummern 1 bis 3 erwähnten Genehmigungen beziehungsweise Zulassungen betrifft.


	Art. 3 - § 1 - Das in Artikel 101/1 Absatz 1 derselben Gesetze erwähnte Kollegium der Korpschefs des Staatsrates kann die folgenden organisatorischen Maßnahmen im Sinne von Artikel 101/1 Absatz 2 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat, eingefügt durch das Gesetz vom 11. Juli 2023, ergreifen:

	1. die vorrangige Behandlung dieser Sachen,

	2. die Umverteilung der Sachen innerhalb der Kammern beziehungsweise Abteilungen des Auditorats,

	3. die Stärkung der Kammern der Verwaltungsstreitsachenabteilung oder der Abteilungen Verwaltungsstreitsachen des Auditorats,

	4. die Bildung zusätzlicher Kammern für die Behandlung dieser Sachen.

	§ 2 - Bei der Bestimmung der in § 1 erwähnten organisatorischen Maßnahmen berücksichtigt das in Artikel 101/1 Absatz 1 der am 12. Januar 1973 koordinierten Gesetze über den Staatsrat erwähnte Kollegium der Korpschefs des Staatsrates, dass die Bearbeitungszeit für eine gewöhnliche Klage zur Erklärung der Nichtigkeit der in Artikel 2 erwähnten Beschlüsse ohne Zwischenstreite höchstens 15 Monate beträgt.


	Art. 4 - Eine klagende Partei, die eine Nichtigkeitsklage gegen einen in Artikel 2 erwähnten Beschluss einreicht, muss in der Überschrift der Antragschrift zwecks Nichtigkeitserklärung die Anwendung des vorliegenden Königlichen Erlasses angeben.

	Eine beklagte Partei beziehungsweise beitretende Partei, die von einer Antragschrift zwecks Nichtigkeitserklärung eines in Artikel 2 erwähnten Beschlusses in Kenntnis gesetzt wird, wobei in der Überschrift dieser Antragschrift die Anwendung des vorliegenden Königlichen Erlasses nicht angegeben wird, informiert die Kanzlei des Staatsrates so schnell wie möglich über die Anwendung des vorliegenden Königlichen Erlasses.


	Art. 5 - Vorliegender Erlass tritt am 1. Januar 2024 in Kraft.

	Vorliegender Erlass findet nur Anwendung auf Beschwerden und Anträge, die ab dem in Absatz 1 erwähnten Datum beim Staatsrat eingereicht werden.

	Vorliegender Erlass tritt am 1. Januar 2030 außer Kraft, außer in Bezug auf Beschwerden, die vor dem 1. Januar 2030 eingereicht werden.

	Vorliegender Erlass findet weiterhin Anwendung auf alle Beschwerden, die vor dem in Absatz 3 erwähnten Datum eingereicht werden.


	Art. 6 - Der für Inneres zuständige Minister ist mit der Ausführung des vorliegenden Erlasses beauftragt.


	Gegeben zu Brüssel, den 21. Juli 2023


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Die Ministerin des Innern
A. VERLINDEN
________
